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gAmbulant betreutes Wohnen steht für mehr Selbstbestimmung und Teilhabe
von Menschen mit geistiger Behinderung und findet in der fachlichen und sozial-
politischen Diskussion viel Unterstützung. Unklar ist jedoch, inwiefern die Be-
dingungen im Ambulant betreuten Wohnen geeignet sind, die Teilhabe von
Menschen mit geistiger Behinderung am Leben in der jeweiligen Stadt/Gemeinde
zu fördern. Die vorliegende Arbeit stellt die persönlichen Erfahrungen der Men-
schen, die bereits ambulant betreut leben, in den Vordergrund. Ergänzt durch
die Perspektiven der Unterstützer dieser Personen vor Ort und der Vertreter der
Kommunen, werden die Bedingungen für eine Teilhabe von Menschen mit geisti-
ger Behinderung im Ambulant betreuten Wohnen genauer analysiert und Hand-
lungsschwerpunkte für eine Weiterentwicklung der Wohnform entworfen. Die
empirische Studie wird von der Autorin durch eine Auseinandersetzung mit ge-
sellschaftstheoretischen, rechtlichen und psychologisch-pädagogischen Per-
spektiven des Teilhabebegriffs vorbereitet. Sie konkretisiert die Bedeutung von
Teilhabe vor dem Hintergrund einer ambulant betreuten Wohnsituation anhand
beobachtbarer Kriterien zur Einschätzung von Teilhabebedingungen.
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Die vorliegende Arbeit stellt die persönlichen Erfahrungen der Menschen, die bereits 
ambulant betreut leben, in den Vordergrund. Ergänzt durch die Perspektiven der Unters­
tützer dieser Personen vor Ort und der Vertreter der Kommunen, können die Bedingun­
gen der Teilhabe von Menschen mit geistiger Behinderung im Ambulant betreuten 
Wohnen genauer analysiert und Handlungsschwerpunkte für eine Weiterentwicklung der 
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und Gemeinden beitragen. 
Vielen Dank an Alle, die mich bei diesem Projekt unterstUtzt haben: 
Allen voran möchte ich mich ganz herzlich bei Herrn Prof. Dr. Konrad Bundschuh be­
danken für die Bereitschaft, die Betreuung dieser Arbeit zu übernehmen und für seine 
immerwährend ermutigende Unterstützung. Herzlichen Dank auch an Frau Prof. Bäuml­
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wäre dieses Projekt nicht möglich gewesen. Auch den Vertretern der Kommunen danke 
ich für ihre Unterstiitzung. 
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Einführung 

Die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung in Deutschland hat sich in den 
vergangeneo vierzig Jahren deutlich verändert. Aus der zunächst reinen Verwahrung 
entwickelten sich sehr differenzierte heilpädagogische Konzepte und damit einhergehend 
spezielle Bildungs-, Wohn- und Arbeitsformen. Für alle Lebensphasen des Menschen 
mit Behinderung steht heute in Deutschland ein gesondertes System von Institutionen 
bereit. Diese besondere Förderung fuhrte fur die Betroffenen zu mehr Lebensqualität, 
jedoch auch zur Separation vom gesellschaftlichen Leben. Institutionen entwickelten 
sich zu eigenen Lebensgemeinschaften und haben zum Teil die Größe eigenständiger 
Dörfer. Ausgelöst durch die Diskussion um die Normalisierung der Lebensbedingungen 
von Menschen mit Behinderung in den 70er Jahren, der Forderung nach mehr Integrati­
on dieser Personen in den 80er und der Enthospitalisierungskonzepte der 90er Jahre, hat 
sich innerhalb der Institutionen der Behindertenhilfe viel verändert. Dennoch leben heute 
zwei Drittel1 der Menschen mit geistiger Behinderung, die außerhalb der Familie unter­
gebracht sind, in einer stationären Einrichtung. 
Steigende Fallzahlen und die Kostenintensität der stationären Betreuung, aber auch die 
Kritik an den fehlenden Teilhabechancen in stationären Einrichtungen fuhren heute zu 
einem verstärkten Ruf nach anderen Lebensformen fur Menschen mit Behinderung. 
Insbesondere die Forderungen der Betroffenen selbst nach einem selbstbestimmten Le­
ben verhelfen zu einer anderen Sichtweise in der Fachwelt sowie in der politischen Dis­
kussion. Im Rahmen der Vorgabe "ambulant" vor "stationär'' werden kleinere, gemein­
deintegrierte Wohnformen und ambulant betreutes Paar- oder Einzelwohnen stärker 
gefordert. Menschen mit Behinderung sollen nicht mehr in einer Nebengesellschaft le­
ben, sondern an allen Prozessen des gesellschaftlichen Lebens partizipieren". Ambulant 
betreute Wohnformen gelten dabei als gute Voraussetzung. Teilhabe fordert aber nicht 
nur den einzelnen Menschen mit Behinderung in seinen Kompetenzen oder die Instituti­
on in ihrer Flexibilität. Sie fordert vor allem von der Gesellschaft bzw. dem Gemeinwe­
sen, sich zu verändern und Menschen mit Behinderung als Mitbürger anzuerkennen -
angefangen bei barrierefreien Zugängen zu öffentlichen Einrichtungen bis zur selbstver­
ständlichen Begegnung nicht behinderter und behinderter Menschen in Geschäften, 
Nachbarschaft und Vereinen. Teilhabe ist also eine pädagogische, organisatorische und 
vor allem gesellschaftspolitische Aufgabe. Diese Arbeit beschäftigt sich nicht mit den 
Chancen und Risiken einer ambulant betreuten Lebensform im Gegensatz zu stationären 

1 Stand 2004 nach Angaben der Bundesarbeitsgemeinschaft überöttlicher Sozialhilfeträger (BAGüS 2004. 27). 
1 Y.:rschit:dene Yettreter der Wissenschaft fordern die Einsetzung einer Enquete-Kommission zur Ab�chaiTung 

von Heimen für Menschen mit Behinderung (vgl. Forschungsgemeinschaft .. Menschen in Heimen·· 200 l ). 
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Betreuungsformen. Vielmehr betrachtet sie das Ambulant betreute Wohnen für sich vor 
dem Hintergrund der Teilhabe. 
Getragen von den unterschiedlichen Interessen werden aktuell auch in Bayern ambulante 
Wohnangebote ausgebaut: Die Betroffenen wollen selbständig leben, die Dienstleis­
tungsanbieter wollen sich in ihrer Angebotsstruktur dem Wunsch der Betroffenen öffnen 
und dabei den ,,Markt" keinem Konkurrenten überlassen und die bayerischen Bezirke als 
Kostenträger hoffen auf Einsparungen. Letztere haben den Druck zum Ausbau ambulan­
ter Betreuung seit 2006 erhöht: So wird die Finanzierung fur einzelne Betroffene in 
stationären Einrichtungen nicht mehr übernommen und der Umzug in eine ambulante 
Wohnform angeordnet. Zeitgleich ist dieser Bereich noch weitgehend unerforscht. Es 
gibt keine übergreifenden Untersuchungen, die darüber Auskunft geben können, unter 
welchen Bedingungen Menschen mit Behinderung im Ambulant betreuten Wohnen 
leben. Hier setzt das Erkenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit an: Die bayernweit 
angelegte Untersuchung zur konkreten Teilhabe von ambulant betreuten Personen soll zu 
einer Diskussion um Standards bei der Leistungserbringung, aber auch bei der Gestal­
tung eines .,teilhabefordemden" Gemeinwesens und damit zur Verbesserung der Le­
bensqualität der Betroffenen beitragen. 

Zum Aufbau der vorliegenden Arbeit: 

Problembereich: 
Teilhabe von Menschen mit geistiger Behinderung im Ambulant betreuten Wohnen 
Teil!: Wohnen: Teilhabe: 
Theoretische - Bedeutung des Wohnens fur den Men- - Theoretische hnplikationen zum 
Klärung sehen BegriffTeilhabe 

- Histo1ische Entwicklung von Wohnan-
geboten fur Menschen mit geistiger - Operationalisierung von Teilhabe 
Behinderung und Einordnung des Am-
bulant betreuten Wohnens 

Teil II: Untersuchung teilhaberelevanter Phänomene anhand konkreter Forschungsfragen 
Empirische lnfonnationsquellen: Assistenznehmer. Assistenten und Venreter des Gemeinwesens 
Studie 

Abb. I: Aufbau der Arbeit 

Erster Teil: Die Arbeit beginnt mit einer kritischen Auseinandersetzung zu den Phäno­
menen ,,Behinderung" und "geistige Behinderung" und zur Beschreibung des Verständ­
nisses zu diesen Begriffen im Rahmen der vorliegenden Arbeit. Die Bedeutung des 
Wohnens für den Menschen steht im Mittelpunkt des zweiten Kapitels. Zudem folgt eine 
Darstellung aktueller Wohnformen von Menschen mit geistiger Behinderung. Dabei 
werden die Unterschiede zwischen dem stationären und dem Ambulant betreuten Woh­
nen thematisiert. 
Der konzeptionell strukturierte historische Rückblick zur sich verändernden Wohnsitua­
tion bei Menschen mit geistiger Behinderung im dritten Kapitel ist eine wichtige Vorar­
beit zum Verständnis der Schwierigkeiten bei der Umsetzung von Teilhabe. Während die 
Konzepte Nom1alisierung, Integration und Enthospita1isierung fur die Öffnung der Ein-
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richtungen und die Betonung gemeinwesenintegrierter Wohnformen stehen, bestärken 
die neuen Paradigmen Empowerment und Selbstbestimmung die Rechte von Menschen 
mit geistiger Behinderung. Das Kapitel beschäftigt sich mit der inhaltlichen Schwer­
punktsetzung dieser Konzepte und ihrer Bedeutung für die Entwicklung der Wohnbedin­
gungen von Menschen mit geistiger Behinderung. 
Das Konstrukt Teilhabe wird im viertel Kapitel aus gesellschaftstheoretischer, rechtli­
cher sowie pädagogisch-psychologischer Perspektive genauer betrachtet. Die bis dahin 
geleistete theoretische Auseinandersetzung mündet in die Forderung nach einer Konkre­
tisierung des Teilhabebegriff.'). Dies wird zunächst durch die Konstruktion eines Modells 
der Teilhabe und davon abgeleitet durch die Festlegung untersuchungsrelevanter Teilha­
bebereiche geleistet. Damit ist die Grundlage ftir eine empirische Studie zu den Teilha­
bebedingungen von Menschen mit geistiger Behinderung im Ambulant betreuten Woh­
nen geschaffen. 

Zweiter Teil: Im Rahmen einer empirischen Studie wird die Teilhabe von Menschen mit 
geistiger Behinderung im Ambulant betreuten Wohnen genauer untersucht. Entspre­
chend den bis dahin angestellten Überlegungen werden sowohl objektive als auch sub­
jektive Bedingungen der Teilhabe beleuchtet. Hierzu werden die Menschen mit Behinde­
rung, deren Unterstützer und Vertreter unterschiedlicher Kommunen befragt. Durch die 
Befragung wird entsprechend den im ersten Teil definierten Kriterien untersucht, inwie­
weit Teilhabe bislang realisiert werden konnte. Dabei stehen Fragen nach den Lebensbe­
dingungen, nach der Gestaltung der Freizeit und der sozialen Integration im Vorder­
grund. Nach der Darlegung des methodischen Vergehens folgt die Präsentation und 
Bewertung der Ergebnisse. 
Die gewonnenen Erkenntnisse münden in Schlussfolgerungen, die den pädagogischen, 
organisatorischen und gesellschaftspolitischen Handlungsbedarf mit Blick auf die Wei­
terentwicklung des Ambulant betreuten Wohnens darlegen. 
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gAmbulant betreutes Wohnen steht für mehr Selbstbestimmung und Teilhabe
von Menschen mit geistiger Behinderung und findet in der fachlichen und sozial-
politischen Diskussion viel Unterstützung. Unklar ist jedoch, inwiefern die Be-
dingungen im Ambulant betreuten Wohnen geeignet sind, die Teilhabe von
Menschen mit geistiger Behinderung am Leben in der jeweiligen Stadt/Gemeinde
zu fördern. Die vorliegende Arbeit stellt die persönlichen Erfahrungen der Men-
schen, die bereits ambulant betreut leben, in den Vordergrund. Ergänzt durch
die Perspektiven der Unterstützer dieser Personen vor Ort und der Vertreter der
Kommunen, werden die Bedingungen für eine Teilhabe von Menschen mit geisti-
ger Behinderung im Ambulant betreuten Wohnen genauer analysiert und Hand-
lungsschwerpunkte für eine Weiterentwicklung der Wohnform entworfen. Die
empirische Studie wird von der Autorin durch eine Auseinandersetzung mit ge-
sellschaftstheoretischen, rechtlichen und psychologisch-pädagogischen Per-
spektiven des Teilhabebegriffs vorbereitet. Sie konkretisiert die Bedeutung von
Teilhabe vor dem Hintergrund einer ambulant betreuten Wohnsituation anhand
beobachtbarer Kriterien zur Einschätzung von Teilhabebedingungen.




